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Schule in Kooperation – mit der Jugendhilfe
und mit weiteren Partnern im Sozialraum
1. Einleitung
Gesellschaftliche Veränderungen haben zu neuen Anforderungen an das Schulsys-
tem geführt, die mit den traditionellen, getrennten institutionellen Mustern nicht
mehr zu beantworten sind. Die deutsche Halbtagsschule mit ihren bildungsorien-
tierten Fachdidaktiken sieht sich nicht erst nach dem PISA-Schock zunehmend dem
inneren Druck und den äußeren Erwartungen gegenüber, nicht nur den Unterricht
optimal gestalten, sondern auch soziale Probleme lösen zu müssen, die traditionell
anderen gesellschaftlichen Bereichen wie der Familie und der Jugendhilfe zugeord-
net wurden.
Die Jugendhilfe sieht sich in der Situation, auf diese neuen Bedarfe nicht mit dem
Ausbau ihrer Subsysteme reagieren zu können, sondern neue Konzepte im Rahmen
vorhandener Ressourcen zu entwickeln. Nach PISA und dem gesellschaftlichen
Erfordernis zum Aufbau der Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule, insbe-
sondere im Bereich von Ganztagsangeboten, stellt sich jetzt die Frage, ob diese
Anforderungen eher dadurch zu beantworten sind, dass alle Ressourcen im Schul-
system gebündelt werden oder ob eine Kooperation zwischen Schule, Jugendhilfe
und weiteren außerschulischen Partnern eine adäquatere Antwort ist.
Unsere These ist, dass in der Kooperation von Schule und Jugendhilfe dann große
Chancen liegen, wenn diese nicht allein als „Notlösung“ wegen knapper Ressourcen
betrachtet wird, sondern wenn sich beide Systeme auf einen erweiterten Bildungs-
begriff verständigen, der insbesondere durch die Anerkennung der Bedeutung von
nicht-formeller und informeller Bildung auch außerschulische Bildungsbereiche
stärker in den Blick nimmt. Die Schule ist damit nicht mehr die alleinige Bildungs-
institution, sondern auch andere Institutionen und Einrichtungen sowie der
öffentliche Raum sind Bildungsbereiche und stellen zusammen die „Bildungsland-
schaft“ von Kindern und Jugendlichen dar.
Dass im schulischen Bereich die Entwicklung von Kooperation und Vernetzung
bereits weit fortgeschritten ist, zeigt eine Studie des Deutschen Jugendinstituts, in
der u.a. bundesweit Schulleiter zur Zusammenarbeit von allgemein bildenden
Schulen mit anderen Einrichtungen und Personen befragt wurden: „Die große
Mehrzahl der allgemein bildenden Schulen ist vielfach vernetzt, nur eine kleine
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Minderheit (2 %) pflegt überhaupt keine Kooperationen“ (Deutsches Jugendinsti-
tut 2002, 7). Bei der Frage nach den drei wichtigsten Kooperationspartnern findet
sich die Jugendhilfe in den Feldern „Schulunterstützende Dienste“ (Platz 1) und
„Einrichtungen und Betriebe der Kommune“ (Platz 2) wieder (ebd.).
Eine Brücke für eine ausgewogene Kooperation zwischen Schule, Jugendhilfe und
weiteren Partnern besteht in der gemeinsamen Sozialraumorientierung, die im
ersten Teil vorgestellt wird. Die Orientierung an Sozialräumen und Lebenswelten
von Kindern und Jugendlichen macht es möglich, Schule als Lebensort zu interpre-
tieren und Themen und Bereiche in den Blick zu nehmen, die über die engen
institutionellen Zugänge hinausgehen.
Aufbauend auf diesem sozialräumlichen Verständnis der Kooperation werden auf
der kommunalen Ebene wichtige Rahmenbedingung für die Zusammenarbeit
zwischen Jugendhilfe und Schule gesetzt. Wir haben deshalb im Rahmen einer
Expertise eine landesweite Befragung aller Kommunen und Kreise in Nordrhein-
Westfalen durchgeführt, deren Ergebnisse im zweiten Teil dargestellt werden. Die
Erhebung untersucht die kommunalen Kooperationsstrukturen, fragt aber auch
nach dem Umfang der Beteiligung der Schulformen und der Einrichtungen der
Jugendhilfe, nach den Themenbereichen der Kooperation und weiteren Partnern
der Kooperation.
2. Sozialraumorientierung als Grundlage der Kooperation
zwischen Schule und Jugendhilfe
Die Sozialraumorientierung in der Kooperation von Jugendhilfe und Schule ist mit
der großen Chance verbunden, Schule als Institution zu öffnen, sie als Lebensort
von Kindern und Jugendlichen zu thematisieren und stärker auf die differenzierten
Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen zu beziehen. Dies ist aber auch eine
große Herausforderung, die weit über die verbreitete Definition von schulischer
sozialer Arbeit als „Klimaanlage“ von Schule hinausgeht. Eine solche sozialräumli-
che Orientierung wird nur dort Erfolg haben, wo sich die Schule als Institution
bereits geöffnet hat und ein Verständnis für die „Herstellung des Sozialen“ und die
konkrete Kooperation mit außerschulischen Partnern gewonnen hat. Dabei ist
Schule auf die Kooperationspartner der Jugendhilfe angewiesen, weil diese tenden-
ziell sozialraumorientiert sind und die Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen
im Blick haben.
Der Sozialraum ist sowohl für Schule als auch Jugendhilfe die wesentliche
Klammer, aber in der Regel verfügen die Jugendarbeiter/innen eher als die Lehrer/
innen über detaillierte Einblicke in die Lebenswelten von Kindern und Jugendli-
chen. Diese Kompetenz als Experten für den Sozialraum basiert auf einer wesent-
lichen Veränderung der Konzeptionierung der Kinder- und Jugendarbeit: Weg von
der Einrichtungszentriertheit hin zu einer Orientierung potenziell an allen Kindern
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und Jugendlichen im Sozialraum und einer herausreichenden, die Grenzen der
Einrichtung überschreitenden Arbeit im Stadtteil.
Auf dieser Grundlage ist eine sehr viel breitere Kooperation zwischen Schulen und
Einrichtungen der Jugendarbeit möglich: Eine sozialräumlich orientierte Offene
Kinder- und Jugendarbeit versteht sich als Bindeglied zwischen dem Lebensort
Schule und den Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen. Eine solche Koope-
ration ist deshalb nicht nur fixiert auf die am Ort der Schule und durch die
Institution Schule verursachten Themen und Probleme von Kindern und Jugend-
lichen. Der Blick auf die Lebenswelten macht es auch möglich, Themen und
Aufgaben zu entwickeln, die nicht aus einer rein institutionellen Sicht bestimmt
werden, sondern sich aus den Anforderungen, Problemen und Themen des
Sozialraums, Stadtteils etc. ergeben.
Viele Schulen erweitern ebenfalls ihren Erziehungs- und Bildungsauftrag und
versuchen über die Unterrichtsgestaltung hinaus ihr Schulleben so zu verändern,
dass Schule zum Lebensort für Kinder und Jugendliche werden kann. Dies bedeutet
auch eine stärkere Verzahnung zwischen Schulen und den jeweiligen Sozialräumen,
in denen sie liegen.
Die in der Jugendhilfe vielfach diskutierte Sozialraumorientierung muss als
tragfähige Grundlage für eine Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe
entsprechend modifiziert werden. Schon die in der Jugendhilfe unterschiedliche
Definition von Sozialräumen zwischen Hilfen zur Erziehung, Jugendarbeit und
anderen Abteilungen bzw. Zuschnitten ist problematisch. Wenn dann Schulbezirke
noch völlig anders zugeschnitten sind, macht eine gemeinsame Orientierung wenig
Sinn. Es muss deshalb darum gehen, in einer Kommune/in einem Landkreis den
Zuschnitt der sozialräumlichen Orientierung der Jugendhilfe und der Schulbezirke
in eine bessere Übereinstimmung zu bringen, so dass gewährleistet ist, dass beide
Bereiche, wenn sie von Sozialräumen sprechen, gleiche Lebensbereiche und sozial-
geographische Bezirke meinen.
Diese sozialräumliche Verbindung funktioniert aber in der Praxis nur da, wo die
Orientierung einer Schule auch einen ganz konkreten Bezug zum Stadtteil bzw.
Einzugsbereich aufbauen lässt. Dies ist im Bereich insbesondere der städtischen
Hauptschulen meist sehr gut möglich, da diese eingebunden sind in einem Stadtteil
und ihr Einzugsbereich relativ überschaubar ist. Eine Orientierung an den Le-
benswelten von Kindern und Jugendlichen bedeutet hier für Schule auch immer
eine Orientierung an dem jeweiligen Stadtteil und Sozialraum, auch wenn subjek-
tive Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen nicht immer mit dem jeweiligen
Sozialraum (Stadtteil, Bezirk etc.) deckungsgleich sein müssen. Gemeinsame Pla-
nungsräume sind eine wesentliche Grundlage für die Kooperation! Deshalb ist z.B.
in Schulzentren mit einem großen Einzugsbereich insbesondere im ländlichen
Raum eine solche sozialräumliche Verbindung kaum möglich. Die Kinder und
Jugendlichen kommen aus einem oft weit verstreuten Gebiet, ihre subjektiven
Schule in Kooperation
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Lebenswelten haben Bezüge zu sehr unterschiedlichen Sozialräumen und die Schule
findet keine Orientierung zu „ihrem“ Sozialraum, in dem sich die Lebenswelten
konkretisieren.
Auch Schulprogramme und Konzepte von Einrichtungen der Jugendhilfe könn-
ten wichtige Grundlage für eine sozialräumlich orientierte Verbindung von Schul-
entwicklungs- und Jugendhilfeplanung sein. Beide Konzepte beschreiben Profile
einzelner Einrichtungen von Schulen in ihren jeweiligen Sozialräumen und die sich
dort stellenden Aufgaben und Bedarfe. Für eine auch sozialräumlich ausgerichtete
Verbindung von Schulentwicklungs- und Jugendhilfeplanung könnte dies die
fachliche Grundlage sein um für Sozialräume gemeinsame Bedarfe sowohl im Bezug
auf Schulentwicklung als auch auf die Entwicklung der Jugendhilfe zu formulieren.
Die Bedeutung von Schulprogrammen wird auch in der o.g. Studie des Deut-
schen Jugendinstituts hervorgehoben: „So verfügen bereits 42 % der befragten
Schulen über ein Schulprogramm, bei 27 % ist ein solches in Arbeit und 11 % sind
in der Planung“ (Deutsches Jugendinstitut 2002, 12).
3. Kooperation in der Praxis
Für die Praxis stellt sich u.a. die Frage, welche institutionellen und organisatorischen
Voraussetzungen für die Kooperation geschaffen worden sind. Eine Befragung der
Kommunen und Landkreise ergab dazu folgende Ergebnisse:1
– In über 80 % der Kommunen werden Kooperationsprojekte zwischen Jugend-
hilfe und Schule durchgeführt.
– Auch bei den Kommunen ohne Jugendamt geben mehr als zwei Drittel der
Kommunen an, dass es in ihrem Bereich eine Kooperation zwischen Schule und
Jugendhilfe gibt, wobei sowohl kommunale Projekte wie solche, die in Zusam-
menarbeit mit dem Kreisjugendamt durchgeführt werden, berücksichtigt sind.
– In 60 % der Landkreise und Kommunen mit Jugendamt liegen die Zuständig-
keiten für Jugendhilfe und Schule in einem Dezernat/Geschäftsbereich. Die
Zusammenführung der zuständigen Ämter (Jugendamt, Schulverwaltungsamt)
ist in gut 17 % der Kommunen und Landkreise vollzogen oder konkret in der
Planung. In fast 60 % der Kommunen mit getrennten Ämtern kooperieren
Jugendamt und Schulverwaltungsamt auf der Basis von eingerichteten Arbeits-
gruppen.
– Fast die Hälfte der Kommunen ohne Jugendamt arbeiten bei den Kooperations-
projekten mit dem Kreisjugendamt zusammen, in über 60 % auf der Basis von
Arbeitsgruppen. Ein großer Teil der Kooperationsprojekte wird also in Regie der
Kommunen bzw. direkt zwischen Schulen und Einrichtungen der Jugendhilfe
umgesetzt.
– In mehr als 40 % aller Kommunen ist eine federführende Stelle für die Koopera-
tion benannt (bei den Landkreisen liegt der Anteil dagegen bei knapp 30 %). Bei
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den Kommunen mit Jugendamt und bei den Kreisen liegt die Federführung zu
einem hohen Anteil beim Jugendamt; bei den Kommunen ohne Jugendamt
überwiegend beim Schulverwaltungsamt.
– Unterstützende Kommunikationsstrukturen und Gremien sind zu einem hohen
Anteil in allen Kommunen und Landkreisen themenspezifische Arbeitskreise. In
fast 70 % der Kommunen mit Jugendamt finden gemeinsame Sitzungen von
Schul- und Jugendhilfeausschuss statt. Aber auch in einem Drittel der Kommu-
nen ohne Jugendamt befassen sich Ratsausschüsse mit dem Thema. Gemeinsa-
me Fortbildungen von Fachkräften der Jugendhilfe und Lehrkräften finden
sowohl in 40 % der Landkreise wie in 40 % der Kommunen mit Jugendamt statt.
– Alle Landkreise und fast 90 % der Kommunen mit Jugendamt kooperieren in
mehr oder weniger geregelter Form mit der Schulaufsicht. Auch mehr als die
Hälfte der Kommunen ohne Jugendamt beziehen die Schulaufsicht mit ein.
– In fast 80 % der Kommunen mit Jugendamt und knapp 40 % der Kommunen
ohne Jugendamt wurden bereits Kooperationsvereinbarungen, überwiegend zwi-
schen Schulen und Einrichtungen der Jugendhilfe, abgeschlossen. Überwiegend
haben diese Kommunen Vereinbarungen zur Offenen Ganztagsgrundschule
abgeschlossen. Weitere Vereinbarungen beziehen sich auf soziale Arbeit an
Schulen und Programme zur Ganztagsbetreuung.
Bereiche und Themen der Kooperation
Bevor auf die einzelnen Bereiche der Jugendhilfe und auf die Themen der Koope-
ration eingegangen wird, ist von Interesse, in welchem Umfang die Schulen,
differenziert nach Schulformen, beteiligt sind. Wie die Grafik 1 zeigt, sind Haupt-
und Sonderschulen die am stärksten beteiligten Schulformen in Hinblick auf
Kooperationsprojekte. In zwei Dritteln aller Kommunen sind auch Grundschulen
wesentlich an Kooperationsprojekten beteiligt. Für Realschulen und Gymnasien
hat die Kooperation mit der Jugendhilfe eine geringere Bedeutung.
In den Kommunen mit Jugendamt sind die Hauptschulen, gefolgt von Sonder-
schulen und Gesamtschulen, die am stärksten beteiligten Schulformen. Der ent-
sprechende Anteil ist bei den Grundschulen geringer, allerdings sind sie, wenn sie
beteiligt sind, fast ausschließlich stark beteiligt. Angesichts der großen Zahl der
Grundschulen ist es nicht erstaunlich, dass noch nicht alle Grundschulen an
Kooperationen etwa im Zusammenhang mit der Neugestaltung der Schuleingangs-
phase und der Ganztagsbetreuung beteiligt sind. Realschulen und Gymnasien sind
dagegen selten stark beteiligt, überwiegend sind sie weniger stark bzw. gering
beteiligt; d.h. wenn sie überhaupt beteiligt sind, dann ist dies in den jeweiligen
Kommunen nur ein kleinerer Teil der Realschulen und Gymnasien.
Die Aussagen der Landkreise betreffen Schulen in Kommunen ohne eigenes
Jugendamt. Bei der Interpretation ist allerdings zu berücksichtigen, dass nicht alle
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Landkreise zu allen Schulformen Aussagen machen, obwohl alle Schulformen, mit
Ausnahme möglicherweise der Gesamtschulen, in den Landkreisen vertreten sein
dürften. Hier liegt die Vermutung nahe, dass die Landkreise nur Aussagen zu den
Schulen machen, wo ihnen Kooperationsprojekte bekannt sind. Bei Landkreisen ist
die Beteiligung der Grundschulen auffallend hoch. Hintergrund ist hier vermutlich
in starkem Maße die Kooperation mit Tageseinrichtungen im Zusammenhang mit
der Gestaltung der Schuleingangsphase (vgl. Grafik 2). Die starke Beteiligung der
Sonderschulen könnte mit der Bedeutung der Hilfen zur Erziehung als Aufgabe der
Kreisjugendämter in Zusammenhang stehen.
Grafik 1: Beteilung der Schulen nach Schulformen (in %)2
Bei den Kommunen ohne Jugendamt ist die Beteiligung bei fast allen Schulformen
im Vergleich zu den Kommunen mit Jugendamt insgesamt etwas geringer. Den-
noch geben auch hier mehr als 70 % aller Kommunen mit Hauptschulen an, dass
die Hauptschulen stark bis weniger stark an Kooperationen mit Einrichtungen der
Jugendhilfe beteiligt sind. Die Beteiligung der Grundschulen ist in den Kommunen
ohne Jugendamt so hoch wie in den Kommunen mit Jugendamt. D.h. eines der
zentralen Themen der Kooperation mit den Grundschulen, die Gestaltung der
Schuleingangsphasen, ist weitgehend unabhängig von der Größe in allen Kommu-
nen relevant.
Beteiligung der Bereiche der Jugendhilfe
Tageseinrichtungen für Kinder (Kindergärten, Kitas) sind nach Angaben aller




gen. Hier dürfte sich bereits die Neugestaltung der Schuleingangsphase bezogen auf
die Grundschule und die damit verbundenen verstärkten Kooperationserfordernis-
se zwischen Tageseinrichtung und Grundschule ausgewirkt haben (vgl. Grafik 2).
Die Kinder- und Jugendarbeit und die Schulsozialarbeit liegen in den Kommu-
nen auf dem zweiten bzw. dritten Rang, wobei allerdings die Schulsozialarbeit in
den Kommunen mit Jugendamt deutlich häufiger als stark beteiligt angegeben wird,
während die Kinder- und Jugendarbeit zwar beteiligt, aber zu größeren Anteilen
eher schwächer.
Die hohe Beteiligung der Bereiche Schulsozialarbeit, Hilfen zur Erziehung und
Jugendschutz bei den Kommunen mit Jugendamt korrespondiert mit der starken
Bedeutung, die der Themenbereich „soziale Arbeit“ bei den Kooperationsprojekten
hat (vgl. Grafik 3).
Wie bei den Schulformen ist in den Kommunen ohne Jugendamt die Beteiligung
aller Bereiche der Jugendhilfe durchweg geringer, wobei allerdings Unterschiede
zwischen den Bereichen sichtbar sind.
Grafik 2: Beteiligung der Bereiche der Jugendhilfe3
Auffallend sind im Vergleich der Kommunen ohne Jugendamt mit den Landkreisen
insbesondere die Unterschiede bei den Bereichen der präventiven Jugendhilfe. Am
deutlichsten wird dies bei den „Hilfen zur Erziehung“, die nach Auskunft der
Landkreise fast dreimal stärker beteiligt sind als nach Angaben der Kommunen ohne
Jugendamt, obwohl sie sich auf das gleiche Feld (Schulen in Kommunen ohne
Jugendamt) beziehen. Offensichtlich nehmen die Landkreise die Beteiligung dieses
Bereichs der Jugendhilfe, der eine der wichtigsten Aufgaben der Kreisjugendämter




Angaben der Kommunen nicht ausgeschlossen werden, dass hier der Umfang der
Kooperationsprojekte, die z.B. die Schulen direkt mit dem Kreisjugendamt oder mit
anderen kreisweit arbeitenden Einrichtungen (Erziehungsberatung, Jugendsozial-
arbeit) umsetzen, nicht vollständig erfasst wurde.4
In diesem Zusammenhang ist auch die Beteiligung der Jugendhilfeplanung zu
sehen, deren Anteil in den Kommunen und Landkreisen mit Jugendamt deutlich
höher ist, weil sie in erster Linie zum Aufgabenbereich dieser Institution zählt.
Themenbereiche der Kooperation
Nach den Fragen zur Beteiligung der Schulen und der Bereiche der Jugendhilfe
wurden die Themen der Kooperation erfragt. Die hohe Beteiligung des Bereichs
Schulsozialarbeit, aber auch die Bereiche Hilfen zur Erziehung und Jugendschutz
korrespondieren mit der starken Bedeutung der Themenfelder Gewalt- und Sucht-
prävention, soziale Kompetenztrainings und weiteren präventiven Themen (vgl.
Grafik 3).
Grafik 3: Themenbereiche der Kooperation
Der Themenbereich Übergang vom Kindergarten in die Grundschule ist fast
überall bedeutsam.5  Dies steht in Übereinstimmung mit der starken Bedeutung der




staltung der Schuleingangsphase in NRW dürfte dazu geführt haben, dass der
Übergang zwischen Kindergarten und Grundschule zu einem wichtigen Koopera-
tionsthema zwischen Tageseinrichtungen und Grundschulen geworden ist.
In den Kommunen mit Jugendamt ist das Kooperationsprojekt Offene Ganztags-
grundschule von fast ebenso großer Bedeutung, wobei auffällig ist, dass dieser
Themenbereich in den Kommunen ohne Jugendamt eine vergleichsweise geringere
Bedeutung hat. Bedeutsamer ist hier das Themenfeld Ganztagsbetreuung in der
Grundschule. Die Ganztagsbetreuung in der Sekundarstufe ist nach Einschätzung
aller Kommunen und Landkreise zu deutlich geringeren Anteilen ein bedeutsamer
Themenbereich der Kooperation.
Von zentraler Bedeutung sind aber offensichtlich auch Themenbereiche, die
präventiv auf persönliche und soziale Konfliktfelder reagieren. So nennen mehr als
88 % bzw. mehr als 82 % der Landkreise die Gewaltprävention bzw. die Suchtprä-
vention als bedeutsame Themenbereiche. Auch die hohe Zahl der Nennungen, die
auf die Bereiche Umgang mit schwierigen Kindern und soziale Kompetenztrainings
entfallen, gehen in diese Richtung. Die dahinter stehenden Probleme haben
offensichtlich eine erhebliche Bedeutung im Schulalltag.
Der Themenbereich Übergang Schule Beruf ist mit ca. 75 % bei allen Kommunen
und Landkreisen fast gleich stark bedeutsam.
Die Sprachförderung ist ein bedeutsamer Themenbereich vor allem in den
Kommunen mit Jugendamt, ansonsten sind aber die unmittelbar schulunterstüt-
zenden Bereiche (neben Sprachförderung, Hausaufgabenhilfe und Arbeit mit
Schulmüden) von leicht geringerer Bedeutung.
Themenbereiche, die eher zur Jugendarbeit gezählt werden können (geschlechts-
spezifische Arbeit, Peereducation, erlebnispädagogische Projekte, Partizipation/
Beteiligung) sind ebenfalls von geringerer Bedeutung. Allerdings ist hier zu berück-
sichtigen, dass unter den Bereichen Offene Ganztagsgrundschule und Ganztagsan-
gebote auch bildungsorientierte Angebote mit kultur- und medienpädagogischen
und kreativitätsfördernden Inhalten zu finden sind (vgl. dazu auch die Beispiele in
Kap. 5).
Am Beispiel der unterschiedlichen Angaben zum Bereich Hilfen in Verbindung
mit § 35a KJHG wird wie bei den Hilfen zur Erziehung als Bereich der Jugendhilfe
die unterschiedliche Wahrnehmung zwischen Landkreisen und Kommunen ohne
Jugendamt deutlich.
Weitere außerschulische Partner bei der Kooperation
Über die Träger der Jugendhilfe hinaus sind auch andere Kooperationspartner an
Projekten mit Schulen beteiligt und zahlreiche Projekte werden nicht nur bilateral
zwischen Jugendhilfe und Schule, sondern unter Einbeziehung weiterer Träger
verwirklicht. Diese kommen insbesondere aus dem Bereich Sport, Medien und
Schule in Kooperation
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Kultur, aber es geht auch um Institutionen wie das Arbeitsamt bzw. die Berufsbe-
ratung sowie Wirtschaftsunternehmen und wirtschaftsnahe Organisationen.
Die Kirchen und Wohlfahrtsverbände sind als freie Träger stark vertreten, weil
sie vielfach Träger der Tageseinrichtungen für Kinder und Träger der Jugendarbeit
und Jugendhilfe sind. Nicht überraschend ist, dass Kirchen in den Landkreisen und
Kommunen ohne Jugendamt eine größere Bedeutung haben als in den Kommunen
mit Jugendamt (vgl. Grafik 4).
Erstaunlich hoch ist der Anteil der Kommunen und Landkreise, die Elternvereine
als Partner benennen. Dies dürfte in starkem Zusammenhang mit der Bedeutung
der Ganztagsbetreuung stehen.
Unterschiede hinsichtlich der Beteiligung der Jugendverbände, Sportvereine,
weiterer Träger der Jugendarbeit bzw. der Jugendsozialarbeit lassen sich möglicher-
weise dadurch erklären, dass diese Träger eher regional oder kreisweit agieren und
deswegen von den Landkreisen stärker wahrgenommen werden.
Große Unterschiede zeigen sich zwischen Kommunen und Landkreisen bei der
Beteiligung des Arbeitsamts und der Unternehmen bzw. Wirtschaftsorganisatio-
nen. Hier liegen zwei Interpretationen nahe: Diese Kooperationen sind eher in
größeren Kommunen zu finden oder solche Kooperationen werden eher direkt
zwischen Schulen und den entsprechenden Partnern umgesetzt, d.h. die Informa-
tionen darüber sind in den Behörden der Landkreise nicht verfügbar.





Die Ergebnisse der Befragung zeigen einerseits, dass in den Kommunen und
Landkreisen Strukturen geschaffen wurden, die als Rahmenbedingungen Koope-
rationsprojekte unterstützen (federführende Stellen, Arbeitsgruppen, Kooperati-
onsvereinbarungen). Andererseits ist die Struktur der Jugendhilfe mit den Jugend-
ämtern als öffentlichen Jugendhilfeträgern und Einrichtungen der Jugendhilfe in
kommunaler und freier Trägerschaft nach wie vor sehr komplex und vielgestaltig.
An den Ergebnissen der Befragung wird dies insbesondere deutlich an den zum Teil
großen Differenzen zwischen den Einschätzungen der Kommunen ohne Jugend-
ämter und den Landkreisen, d.h. die Wahrnehmung der Kooperation ist hinsicht-
lich Umfang und Themenfelder je nach Perspektive entsprechend unterschiedlich.
Die in Kooperationsprojekte einbezogenen Schulformen, Bereiche der Jugend-
hilfe und Themenbereiche geben Hinweise darauf, dass die Integrationsfunktion
der Jugendhilfe (Förderung, Betreuung, Prävention) ihren Stärken entsprechend
auch „genutzt“ wird. In welchem Umfang in den Kooperationsprojekten eine neue
Qualität von Bildungsprozessen im Sinne nicht-formaler und informeller Bildung
realisiert wird, ist so noch nicht erkennbar. Hier bedarf es weiterer, insbesondere
qualitativer Forschung, die eher in der Lage ist, diese Fragestellungen in den Blick
zu nehmen.
Anmerkungen
1 Insgesamt wurden 424 Kommunen und Landkreise angeschrieben, davon haben fast
66 % geantwortet. Bei den Kommunen wurde zwischen Kommunen mit und ohne
Jugendamt unterschieden. In NRW können Kommunen mit mehr als 25000 Einwoh-
nern eigene Jugendämter einrichten. Diese Möglichkeit wird von mehr als 80 % der
Kommunen genutzt, deswegen kann die Unterscheidung zwischen Kommunen mit und
ohne Jugendamt auch als Unterscheidung zwischen größeren und kleineren Kommunen
gelesen werden.
2 Differenziert nach Schulformen konnten die Angaben „stark beteiligt“ und „weniger
stark beteiligt“ sowie „gering beteiligt“ und „nicht beteiligt“ gemacht werden. In der
Grafik wurden die ersten beiden Kategorien zusammengefasst.
3 Auch hinsichtlich der Beteiligung der Jugendhilfeeinrichtungen sind die Kategorien
„stark beteiligt“ und „weniger stark beteiligt“ zusammengefasst worden.
4 Ein Beispiel ist die Kommune, die geantwortet hat, dass es in ihrer Gemeinde keine
Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe gibt, obwohl uns bekannt war, dass eine
Schule dieser Kommune an einem Modellprojekt des Kreisjugendamts beteiligt ist.
5 Die beiden Antwortkategorien: „sehr bedeutsam“ und „bedeutsam“ wurden zusammen-
gefasst und der entsprechende Prozentanteil in der Grafik 3 dargestellt. Die anderen
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